
Wir müssen dieses ungenügende Verhältnis der Mit­
arbeiter der Justiz zur demokratischen Gesetzlichkeit, 
wie es in der Schöffenwahl zum Ausdruck kam, ernst 
nehmen. Erst kürzlich stellten wir fest, daß die im § 4 
StPO dem Gericht eingeräumte „Gerichtskritik“ gegen­
über Stellen außerhalb der Justiz nur sehr wenig an­
gewandt wird. Eine Ursache dafür schien uns in der 
versöhnlerischen Haltung gegenüber den übrigen Stellen 
des Kreises oder Bezirks zu liegen, nach dem Motto: 
„Tue ich Dir nichts, tust Du mir nichts.“ Wir können 
jetzt sagen, daß es das Bewußtsein eigener Schwäche 
in der Wahrung der demokratischen Gesetzlichkeit ist, 
die zu diesem Zurückweichen der Gerichte vor Unge­
setzlichkeiten anderer Staatsorgane führt.

Die demokratische Gesetzlichkeit kommt im ent­
scheidenden Maße in der Parteilichkeit der Entscheidung 
zum Ausdruck, und wir haben diese ihre Seite im Hin­
blick auf die noch immer nicht geringe Zahl unpartei­
licher Entscheidungen in Straf- und Zivilsachen stets 
besonders betont. (Der Festigung der Parteilichkeit 
dienen z. B. die Seminare, die in Abständen zu Fragen 

der Strafe und der Strafzumessung öurchgeführt wer­
den.) Die demokratische Gesetzlichkeit verlangt aber 
auch die Einhaltung aller Verfahrens- und Formvor­
schriften. Um jeden darauf aufmerksam zu machen, wie 
unsicher noch viele Richter in der Wahrung der Gesetz­
lichkeit auch auf diesem Gebiet sind, möchte ich einige 
Beispiele aus der allerletzten Zeit anführen, in denen 
mancher eigene Fehler erkennen wird: Im Bezirk
Rostock erklärten einige Direktoren der Kreisgerichte 
offen, daß sie Strafurteile mit Gründen an das Referat 
Jugendhilfe und Heimerziehung geben. Sie erklärten 
dazu, daß sie dies auf Verlangen der Erziehungs­
behörden entgegen der Anordnung des Ministeriums der 
Justiz täten, „denn das Ministerium kann dem Richter 
keine Anweisung geben“. Der Kreis derer, die Urteils­
abschriften erhalten, ist aus sehr wohl und ernsthaft 
erwogenen Gründen eng gehalten. Ministerium und 
Generalstaatsanwalt haben zur Durchführung klare An- ’ 
Weisungen gegeben. Jene Richter mißachten also nicht 
nur die Staatsdisziplin, indem sie entgegen der An­
weisung des Ministeriums handeln, sondern sie miß- \ 
achten die Strafprozeßordnung und die Forderung der 
Wachsamkeit. Dazu kommt, daß sie das Wesen der 
richterlichen Unabhängigkeit gründlich mißverstehen, 
d. h. auch insoweit die Gesetzlichkeit verletzen.

Vor kurzem mußte das Oberste Gericht gegenüber 
dem Kreisgericht Karl-Marx-Stadt rügen, daß dieses in 
einem Strafverfahren die gesetzlich vorgesehene 
Ladungsfrist eines Angeklagten zur Hauptverhandlung 
nicht eingehalten habe, ohne daß eine Abkürzung der 
Ladungsfrist beschlossen oder der Angeklagte in der 
Hauptverhandlung auf die Nichteinhaltung der Ladungs­
frist durch das Gericht und die sich daraus für ihn 
ergebenden Rechte hingewiesen worden war.. Alle 
prozessualen Fristen sind in vollem Umfange ernst zu 
nehmen, denn sie sind ein wichtiges Element der Rechts­
sicherheit.

In der Sprechstunde des Ministers führte ein Bürger 
darüber Klage, daß ihm in einem Zivilprozeß ein 
Rechtsanwalt als Vertreter bestellt worden sei, der, 
ohne mit dem Beschwerdeführer zu sprechen und ohne 
dessen Vollmacht vorzulegen, vor dem Bezirksgericht 
Potsdam auftrat. Das Gericht hat hier die Bestimmung 
des § 80 ZPO verletzt, wonach jeder Rechtsanwalt, also 
auch der vom Gericht bestellte, eine Vollmacht vor­
zulegen hat. Es hat durch sein Verhalten das Vertrauen 
des Bürgers in die Tätigkeit unserer Gerichte erschüt­
tert, wobei ganz allgemein darauf hingewiesen werden 
muß, daß die Rechtsanwälte ihre Tätigkeit als vom 
Gericht beigeordnete Anwälte nicht mit geringerer, son­
dern erhöhter Sorgfalt ausüben müssen. Sie müssen 
sich dabei bewußt sein, daß sie auf Kosten des Staates, 
d. h. für Gelder der Werktätigen tätig werden.

Noch immer werden Überschreitungen der Fristen 
für die Durchführung von Verfahren in Strafsadien 
festgestellt, die auf Verschulden des Gerichts beruhen. 
In der durch Verschulden der Gerichte hervorgerufenen 
Überschreitung der für die Dauer von Strafverfahren 
bestimmten Fristen liegt eine Verletzung der Gesetz­
lichkeit, die den Angeklagten und seine Familie unnötig 
belastet.

Und schließlich scheint mir auch eine vor einigen 
Tagen dem Ministerium zugegangene Stellungnahme 
des Direktors des Kreisgerichts Dessau, dessen Ver­
halten gerade auch in der Schöffenwahl wir auf der 
Arbeitstagung kritisieren mußten, in diesen Zusammen­
hang zu gehören. Zur Festigung der Gesetzlichkeit hat 
das Ministerium der Justiz alle seit dem Jahre 1949 er­
lassenen Rundverfügungen überprüft, diejenigen aus 
den Jahren 1949 bis 1952, die noch gelten, noch einmal 
abgedruckt und eine genaue Übersicht über die Fund­
stellen der Rundverfügungen aus den Jahren 1952 bis 
1954 gegeben. Der Abdruck der alten Verfügungen war 
nötig, um eine klare Übersicht zu erhalten, vor allem 
aber — im Hinblick darauf, daß keineswegs alle Dienst­
stellen im Besitz kompletter Sammlungen sind —, um 
auch den neu in die Justizpraxis ein tretenden Richtern 
die für sie verbindlichen Rundverfügungen des Mini­
steriums zur Verfügung zu stellen. Der Direktor des 
Kreisgerichts Dessau protestierte nun in seiner Stel­
lungnahme gegen die Kosten des Sonderhefts (Preis 
1,20 DM) und lehnte seine Annahme ab. Die Wurzel 
dieses Protestes scheint mir aber das mangelnde Ver­
ständnis dafür zu sein, welche Bedeutung Klarheit und 
Übersichtlichkeit der Gesetze vor allem für die Richter 
und verantwortlichen Leiter in der Justiz haben, deren 
tägliches Handwerkszeug ja die Gesetze sind, zu denen 
auch die für sie verbindlichen Rundverfügungen des 
Ministeriums gehören.

Wir haben es zu den Aufgaben der Schöffenwahl ge­
zählt, die werktätigen Menschen mehr und enger mit 
den Fragen unserer demokratischen Gesetzlichkeit zu 
verbinden. Wir wollen vor allem erreichen, daß die 
Schöffen, die Mittler zwischen der Justiz und den Werk­
tätigen sind, selbst Erzieher zur Wahrung der Gesetz­
lichkeit, Propagandisten unserer Gesetzlichkeit werden. 
Wenn wir aber andere erziehen und anleiten wollen, 
dann müssen wir in erster Linie selbst Vorbild sein.

II
Ausgehend von den Lehren des 21. Plenums des ZK 

. der SED haben wir uns sowohl im Ministerium der 
. Justiz als auch auf einer Arbeitstagung mit den Leitern 

der Justizverwaltungsstellen mit den Fragen und For­
men der Leitung im Justizapparat beschäftigt. Die 
Schöffenwahl bildete eine Probe dafür, wie weit wir 
unsere theoretischen Erkenntnisse in der Praxis an­
wenden, und zeigte zugleich, wo die Fehler und Schwä­
chen in unserer Leitungsarbeit liegen.

Die Forderung, allgemeine Anleitungen sofort selb­
ständig im eigenen Arbeitsbereich anzuwenden, gilt 
nicht nur für die leitenden Funktionäre im Ministerium 
und in den Justizverwaltungsstellen. Leiter ist auch 
der Direktor eines Kreisgerichtes, und seine Verantwor­
tung trat in der Schöffenwahl als Mitglied des Wahl­
ausschusses besonders hervor. Die allgemeinen Anlei­
tungen, die die Leitartikel des „Neuen Deutschland“ und 
der „Neuen Justiz“ enthielten, wurden von manchem 
Kreisgerichtsdirektor nicht als ausreichend angesehen — 
zum Teil wohl deshalb, weil sie die Tagespresse und die 
„Neue Justiz“ nicht gründlich genug lesen. Sonst wäre 
es unverständlich, daß z. B. noch in der Abschlußsitzung 
des Kreiswahlausschusses Dessau von dem Kreis­
gerichtsdirektor kritisiert wurde, daß der Wahlaufruf 
der Nationalen Front nur in der „Neuen Justiz“ ver­
öffentlicht worden sei, während ihn in Wirklichkeit die 
ganze zentrale Presse und auszugsweise auch die Be­
zirkspresse gebracht hatte. Die Leitartikel der „Neuen 
Justiz“ geben bereits seit längerer Zeit eine Anweisung 
für alle Mitarbeiter der Justiz und der Staatsanwalt­
schaft, welche zentralen Fragen zu behandeln sind. 
Diese Artikel müssen von jedem studiert und die in 
ihnen enthaltene Anleitung muß befolgt werden, ohne 
daß es dazu noch einer Rundverfügung oder der indivi­
duellen Anleitung durch einen Instrukteur bedarf.

Als ein Instrument der Leitung haben sich während 
der Schöffenwahl die Tagungen der Kreisgerichtsdirek- 
tcren bei den Justizverwaltungsstellen stärker heraus­
gebildet. Diesen Charakter müssen sie behalten; es 
muß hier gerade den Direktoren als Leitern ihrer Ge­
richte die politische und juristische Linie für ihre Arbeit 
gegeben werden. Daß diese Tagungen außerdem den 
Charakter der kollektiven Beratung und der Kritik
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